
Berlin autofrei?  
Bei euch piept’s wohl! 

Berlin autofrei – Das fordert eine Initiati-
ve, die in den kommenden Monaten auf 
Stimmenfang geht; sie möchte zehn Pro-
zent des gesamten Berliner Stadtgebietes 
vom Autoverkehr abschneiden. 

Dort leben eine Million Berliner, über 
800 Kilometer Stadtstraßen und 51 Kilo­
meter Bundesautobahnen und Bundes­
fernstraßen wären davon betroffen, 
227.855 Parkplätze würden wegfallen, 
über eine Million Arbeitsplätze, 175.000 
Unternehmensstandorte, zwei Recy­
clinghöfe der BSR, maßgebliche Kultur­
einrichtungen und wichtige Kliniken 
könnten dann nicht mehr mit dem PKW 
angefahren werden.

Und mit einem riesigen Bürokra­
tieaufwand dürften wir Berliner uns 
zwölfmal im Jahr eine Genehmigung 
geben lassen, in dieses Gebiet einfahren 
zu dürfen.

Wir sagen: Das ist nicht umsetzbar, 
aber das ist vor allem der völlig falsche 
Ansatz: Berlin braucht eine Verkehrs­
politik, die nicht ausbremst, sondern 
voranbringt. 

Der motorisierte Individualverkehr 
bleibt auch in Zukunft ein unverzicht­

barer Bestandteil urbaner Mobilität. 
Gerade in einer vielfältigen Metropole 
wie Berlin, in der Lebensrealitäten, 
Arbeitswege und Mobilitätsbedarfe stark 
differieren, darf der motorisierte Indi­
vidualverkehr nicht ideologisch ausge­
grenzt, sondern muss pragmatisch 
eingebunden werden. 

Berlin braucht eine 
Verkehrspolitik, die nicht 
ausbremst, sondern 
voranbringt. 

Deshalb lehnt die AfD-Fraktion dieses 
Vorhaben entschieden ab und deshalb 
sollten Sie nicht für diesen Volksent­
scheid unterschreiben.

Denn die Freiheit, selbst zu wählen, 
wie man sich in unserer Stadt bewegt, 
ist Ausdruck einer modernen urbanen 
Gesellschaft. 

Mobilität ist kein Luxus, sondern ein 
Grundrecht – und eine der wichtigsten 
Voraussetzungen für Wohlstand, Teil­
habe und Selbstbestimmung. Dafür steht 
die AfD.

ROLF WIEDENHAUPT
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Folgen Sie der Folgen Sie der 
Hauptstadtfraktion Hauptstadtfraktion 
in den Medien in den Medien 
und nehmen Sie und nehmen Sie 
Kontakt auf:Kontakt auf:

AbonnierenAbonnieren
Sie unserenSie unseren
NewsletterNewsletter

Schnauze voll vom
Verkehrschaos?
Berlinkommtvoran.de

Schick uns deine Mail an: 
meinfrust@berlinkommtvoran.de

Sag uns, was dich nervt! 

       berlin 
         ohne
          auto ist 
    nicht frei
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Haushalt 2026/2027Haushalt 2026/2027
Sanierungsfall BerlinSanierungsfall Berlin

Berlin ist ein Sanierungsfall, und der Senat findet darauf 
keine Antworten. Mit dem beschlossenen Haushalt für 2026 

/2027 gerät die Stadt immer weiter in den Verschuldungsstrudel. Es 
besteht sogar die Gefahr, dass, wie schon vor einigen Jahren, erneut der 
Stabilitätsrat eingreifen muss. Sicher ist, dass der Handlungsspielraum 
für künftige Regierungen durch die enormen Zins- und 
Tilgungsverpflichtungen zunehmend eingeschränkt sein wird.
Besonders katastrophal ist, dass die geplante Rekordverschuldung 
nicht etwa für notwendige Investitionen in Infrastruktur und 
Innovation genutzt wird, sondern weiterhin überwiegend für 
konsumtive Zwecke, die zudem häufig ideologisch begründet sind. Die 
finanzielle Situation Berlins ist äußerst ernst, und dennoch stecken 
CDU und SPD weiterhin viel Geld in vielleicht Wünschenswertes, 
aber nicht in das Notwendige. So schafft dieser Haushalt neue 

Probleme, statt die bestehenden zu lösen.“

https://afd-fraktion.berlin/wp-content/
uploads/2025/12/AfD-BF_Haushalt-2026-
2027-Positionspapier_17.12.2025_1.3.pdf

Dr. Kristin Brinker
Fraktionsvorsitzende
Fachpolitische Sprecherin für 
Haushalt und Finanzen

WOHNUNGSBAUFÖRDERUNG
Milliardenteure Staatswirtschaft statt bezahlbarem Wohnen
Der Berliner Senat pumpt weiter enorme Summen in eine staatlich organisierte Wohnungsbauförderung, 
deren Wirkung in keinem Verhältnis zu den Kosten steht. Allein im Doppelhaushalt 2026/27 fließen rund 
540 Millionen Euro in Förder- und Zuführungsprogramme.  
Das Geld landet vor allem in Fonds, Programmen und landeseigenen Strukturen – während Baukosten 
steigen, Projekte stocken und Wohnen für Normalverdiener nicht günstiger wird. Statt Eigentum 
zu ermöglichen und private Investitionen zu erleichtern, setzt der Senat auf eine immer teurere 
Staatswirtschaft mit wachsender Regulierung und geringer Wirkung.

EUROPAPOLITISCHE 
ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
Werbung statt Prioritäten im Kerngeschäft
Insgesamt etwa 4 Mio. € jährlich (3,2 Mio. € Öffent-
lichkeitsarbeit + 0,8 Mio. € flankierende Projekte).

INFRASTRUKTUR
Sanierungsstau vs. Realität
Die Berliner Infrastruktur läuft längst „auf Verschleiß“ – mindestens 
 108 Mrd. € Sanierungs-/Modernisierungsbedarf in 10 Jahren,  
laut Studie UVB/IBB/OstBV

RÜCKLAGENVERZEHR
Rücklagen fast halbiert – Berlin lebt von der Substanz
Um die Defizite zu kaschieren, greift der Senat massiv auf Rücklagen zurück. Der 
Rücklagenbestand ist von rund 8,4 Milliarden Euro auf etwa 4,3 Milliarden Euro 
binnen zwei Jahren geschrumpft. 
Was als Notreserve gedacht war, wird der Dauerfinanzierung ideologiegetrie-
bener Projekte geopfert. Das schwächt die Krisenfestigkeit unseres Landes und 
erhöht eklatant die Risiken für kommende Haushalte.

FLÜCHTLINGSKOSTEN
Die Koalition zementiert den Milliardenpfad …
Berlin liegt bei den Gesamtausgaben für Flüchtlinge seit den letzten Jahren bei rund 
2,2 Mrd. € pro Jahr. Die AfD-Fraktion hatte schon im letzten Haushalt eine Kürzung 
um 1 Mrd. € gefordert. Stattdessen hat Schwarz-Rot rückwirkend per Nachtrag 2025 
nochmal +1 Mrd. € „Verstärkungsmittel“ draufgelegt.

Verpflichtungsermächtigungen – Milliarden auf Vorrat
Besonders brisant: Der Senat begnügt sich nicht mit jährlich rund zwei Milliarden 
Euro für Flüchtlingskosten, sondern zementiert diese Ausgaben über neue Verpflich-
tungsermächtigungen bis weit nach 2027, weil die Miet- und Betreiberverträge 
weiterlaufen. Das ist kein vorübergehender Krisenmodus, sondern Dauerpolitik auf 
Kosten unser aller Zukunft.

SCHATTENHAUSHALT
Auslagerungen von Ausgaben über Landesunternehmen
Hier handelt es sich um große Finanzbewegungen „außerhalb des Kernhaushalts, aber 
nicht außerhalb der Belastung“, z. B. kostet der Rückkauf des Berliner Fernwärme-
netzes 975 Millionen Euro, wird aber nicht im Kernhaushalt sichtbar, sondern über 
landeseigene Unternehmen abgewickelt. Die Belastung verschwindet damit aber nicht, 
sondern wird nur ausgelagert. Weitere Investitions- und Folgekosten sind dabei noch 
gar nicht eingepreist!

DIVERSITY/PRIDE
Symbolpolitik statt Konzentration auf Kernaufgaben
Der Senat stellt jährlich rund 1,04 Millionen Euro für Diversity-Programme, Kampagnen 
und begleitende Öffentlichkeitsarbeit bereit. Unabhängig vom gesellschaftlichen Anliegen 
zeigt dieser Posten ein grundsätzliches Problem der Haushaltspolitik: Statt knapper Mittel 
konsequent auf Sicherheit, Bildung und Infrastruktur zu konzentrieren, werden ideologisch 
geprägte Symbolmaßnahmen finanziert, deren konkreter Nutzen für sowohl die Allgemein-
heit als auch die Szene unklar bleibt.

2,2 Mrd.€ + 1 Mrd.€ ++2,2 Mrd.€ + 1 Mrd.€ ++

z.B. 975 Mio.€ z.B. 975 Mio.€ 

540 Mio.€  540 Mio.€  8 Mio.€8 Mio.€
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Was schlagen wir vor?Was schlagen wir vor?
Hier geht es zu unseren Hier geht es zu unseren 
Alternativen für Berlin:Alternativen für Berlin:



Kaputter Wohnungsmarkt und seltsame Nachbarn 

Der Wohnungsmarkt in Berlin kann mit 
Fug und Recht als vollkommen kaputt 
bezeichnet werden. Für die meisten Men-
schen in unserer Stadt ist es fast unmög-
lich, die Wohnung zu wechseln, näher an 
einen neuen Arbeitsplatz oder als junge 
Familie in eine größere Wohnung zu zie-
hen. Bundesregierung und Senat haben es 
mit überbordenden Vorgaben, wirren Kli-
maschutzmaßnahmen und immer mehr 
Steuern und Abgaben geschafft, den pri-
vaten Wohnungsneubau in Berlin fast voll-
ständig zum Erliegen zu bringen. 

Gebaut wird nur noch von den landes­
eigenen Wohnungsbaugesellschaften, 
und da durchaus auch in einem größeren 
Umfang und auf dem neuesten tech­
nischen Stand. Aber diese Wohnungen 
scheinen nie wirklich inseriert zu werden, 
denn kaum ist mehr als der Rohbau fertig, 
so ist die Wohnung schon vermietet. 
Doch es gibt diese Momente, in denen 
man im Leben scheinbar Glück hat 
und beispielsweise eine junge Familie 
tatsächlich genau solch eine Wohnung 
ergattern kann. 

Genau dieses Glück hatte eine Familie 
in Altglienicke, als sie in eine große 
Neubausiedlung zog. Doch das Glück 
währte nur kurz, denn schon nach 
wenigen Wochen wurde klar, dass etwas 
in der Nachbarschaft nicht normal war. 
An den Klingelschildern waren nur 
Nummern statt Namen, die meisten 
Nachbarn unterhielten sich auf Arabisch, 
und scheinbar galt mehr die Scharia als 
das Grundgesetz. Schnell wurde klar, 
dass mehr als die Hälfte der Wohnungen 
an sog. „Flüchtlinge“ vergeben wurde. 
Aus dem kurzen Glück im schicken 
Neubau wurde ein Albtraum aus Stress, 
Gewalt und Islamismus. Dieser Fall ist nur 
ein Beispiel von vielen und macht klar, 
was wirklich auf dem Mietmarkt schief­
läuft. Es liegt nicht nur am fehlenden 
Neubau, sondern vor allem an dem 
zusätzlichen Druck von immer mehr 
sog. Flüchtlingen, die besonders bei der 
Wohnungsvergabe bevorzugt werden. 
Junge Familien, Arbeitnehmer, Beamte 
und all diejenigen, die unsere Stadt am 
Laufen halten, bleiben dagegen auf der 

Strecke und werden in ihrer Verzweif­
lung alleingelassen. 
Unsere Antwort lautet daher:
•	 konsequente Abschiebung aller 

ausreisepflichtigen Ausländer

•	 Aufnahmestopp für sog.  
„Flüchtlinge“ in Berlin

•	 Wohnungen zuerst  
für Einheimische

•	 Bauordnung entrümpeln, verfehlte 
Klimaschutzauflagen beenden

•	 Wer Berlin trägt, soll auch in  
Berlin wohnen dürfen!
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Alexander Bertram 
vor der Neu-

bausiedlung in 
Altglienicke

Sie wollen wissen, wie 
genau der Fall in Altgli-
enicke ausgegangen ist 
und um welche Familie es 
sich handelt? Die gesamte 
Dokumentation der Jungen 
Freiheit zu den Zuständen 
im Berliner Südosten finden 
Sie unter folgendem Link: 
https://www.youtube.com/
watch?v=wKP7xE7zUXY
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Universitäten als Rückzugsraum  
linksradikaler Krawallmacher

Blockadekommandos gegen AfD-Jugendorganisation nutzten Uni-Infrastruktur – 
Neutralitätsgebot wird konsequent missachtet 

Die Belagerung des Gründungsparteitags 
der neuen AfD-Jugendorganisation Gene-
ration Deutschland am 29. November in 
Gießen war keineswegs die Folge friedli-
chen Protests der sogenannten Zivilge-
sellschaft, wie gerne immer wieder in den 
öffentlich-rechtlichen Medien behauptet 
wird, sondern das Resultat einer general-
stabsmäßigen Vorbereitung linksradika-
ler Gruppen.

Zu diesem Zweck wurde bundes­
weit mobilisiert und – wie schon 
bei den Blockadeversuchen gegen 
den AfD-Bundesparteitag in Riesa – 

schamlos auf Infrastruktur von Hoch­
schulen zurückgegriffen.  So auch in 
Berlin, wo die Gruppierung "Studis gegen 
Rechts" seit geraumer Zeit Räumlich­
keiten und Infrastruktur der FU, der HU 
und der TU, aber auch der HTW und 
anderer Hochschulen für Agitation und 
die Vorbereitung von Blockadeaktionen 
gegen die AfD nutzt.

Die Uni-Präsidien schauen diesem 
Treiben ebenso tatenlos zu wie die 
Rechtsaufsicht der SPD-Wissenschafts­
senatorin. Dabei hat die Senatsver­
waltung selbst bestätigt, dass Veran­

staltungen, die für oder gegen eine 
politische Partei gerichtet sind, aufgrund 
des geltenden Neutralitätsgebots in 
Uni-Räumen untersagt werden müssten.

Es wird also höchste Zeit, dass endlich 
auch an den Berliner Hochschulen 
wieder rechtsstaatliche Verhältnisse 
einziehen! Das ist leider mit dem aktu­
ellen Senat nicht zu machen. Nur die AfD 
steht für die konsequente Durchsetzung 
geltenden Rechts – auch an unseren 
Unis!

MARTIN TREFZER


